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Persönlichkeitsrechte DasBundes-
gericht hat die Beschwerde ei-
nes Genfer Geschäftsmanns ge-
gen die Ringier AG abgewiesen.
Es entschied, dass die identifi-
zierende Berichterstattung über
einen Mitbeschuldigten im Pro-
zess vor einem Zürcher Gericht
rechtmässig war, wie aus dem
gestern publizierten Urteil her-
vorgeht. Auslöser waren Artikel
auf «Blick online» vom Januar
2022, die den Prozess rund um
einen Ex-Bankmanager themati-
sierten.DerKläger, einGeschäfts-
partner,wurde darin namentlich
und mit Details zu seinem Ver-
mögen genannt. Er sah eine Per-
sönlichkeitsverletzung und for-
derte die Löschung seiner Daten
aus den Onlinearchiven. (SDA)

Bundesgericht:
Namensnennung
war rechtmässig

Sabrina Bundi

«Ja», «ja» und «ja».Unisono ant-
worten Alain, Loris und Manu-
el aus der sechsten Klasse von
Selzach im Kanton Solothurn
auf die Frage, ob ihnen das Ler-
nen mit Apps und Plattformen
wie beispielsweise «Anton» oder
«Quizlet» mehr Spass macht als
das Aufschlagen eines Buchs.
Zahlreiche Buben in ihremAlter
würden gleich antworten. «Vor
allem Buben zwischen 12 und 16
sindmotivierter,wenn siemit di-
gitalen Lehrmitteln lernen kön-
nen», sagt Bildungsforscher Ste-
fanWolter. Er hat den Bildungs-
bericht 2026 verfasst, die grosse
Übersicht über das Bildungs-
land Schweiz. Wolter weist dar-
auf hin, dass die Knaben in die-
semAlter in vielen Fächern in der
Tendenzvon denMädchen abge-
hängt werden.

Element der «Gamification»
Kann man also aus dem Be-
richt herauslesen, dass Buben
mit mehr digitalem Lernen mit
denMädchen gleichziehen könn-
ten? Werden digitale Lehrmittel
noch zu wenig eingesetzt?
Alain: «Bei uns in derKlasse sind
dieMädchen nicht besser als die
Buben.»
Loris: «Jemand ist halt besser
im Turnen, jemand anderes im
Deutsch.»
Manuel: «Und es gibt auch Mäd-
chen, die gern gamen.»

Sagen die drei 12-jährigen
Knaben. Sie freuen sich zwar,
wenn sie von der Lehrerin die
Anweisung bekommen, dass sie
ihren Schullaptop aus dem Pult
nehmen dürfen – aber nicht in
jedem Fach.
Alain: «Für das Fach Natur,
Mensch und Gesellschaft gibt
es keine guten Apps, mit denen
wir das lernen können, was wir
dann für die Prüfungen wissen
müssen.»
Loris: «MancheAppswerdenauch
schnell langweilig. Eine ist etwa
einAutorennen,bei demmanan-
deren Autos ausweichen muss,
und alle paar Sekunden muss
man zusätzlich Matheaufgaben
lösen. Das macht keinen Spass,
wenndas Spiel immerwiederun-
terbrochenwird.»
Manuel: «Für Französisch und
Englisch finde ich die Lern-Apps

super. So höre ich genau,wie ich
dasWort sagenmuss, undwenn
ich es falsch schreibe,wird es so-
fort korrigiert.»
Alain: «Ausserdemkannman ge-
geneinander Franz-Wörter ler-
nen. Das gefällt mir.»
Manuel: «Mir auch.»
Loris: «Mir auch.»

Die drei SelzacherBubenmes-
sen sich also gern untereinander.

Die Konkurrenz ist ein Element
der «Gamification» der Schule.
Das könnemotivieren, aber auch
frustrieren, sagt derMedienpäd-
agoge Philippe Wampfler: «Bei
zu viel Konkurrenz kann es auch
auf einmal nur noch darum ge-
hen, den bestenHighscore zu er-
reichen.»Oderumgekehrt: «Dass
Kinder sich dann einfach gelang-
weilt durch die Aufgaben kli-
cken.»Auch gibt es Spiele, in de-
nen Kinder für richtige Antwor-
tenMünzen oder Sterne erhalten,
mit denen sie dann beispielswei-
se den eigenenAvatar ausstatten
können. Suchtpotenzial?
Loris: «Am Anfang ist das noch
ganz spannend.Aber irgendwann
wird es ein bisschen langweilig.»
Alain: «Und so gut sind diese
Spiele nicht, dass man davon
süchtigwerden könnte.Also klei-

nere Kindervielleicht schon.Aber
wir nicht.»
Manuel: «Mit ‹Minecraft› oder so
sind diese Spiele nicht zu ver-
gleichen.»

Digital und analog
Laut Medienpädagoge Wampf-
ler hilft eine gute Begleitung der
Lehrkraft, nicht in die Spielefal-
len zu tappen. Fabienne Cosan-
dey, die Lehrerin vonManuel, Lo-
ris undAlain,macht das so: «Ich
frage immer wieder ab, was sie
denn nun gelernt haben.» Auch
sie stellt fest: «Manche Kinder
lernen digital besser und sind
richtige Cracks. Andere lassen
sich schnell ablenken,wenn etwa
Nachrichten auf demBildschirm
aufploppen.»

Auf Lern-Apps verzichten
möchte sie abernichtmehr: «Ge-

rade was das Lernen von Spra-
chen angeht, sind diese Apps
toll.» Ein weiterer Vorteil sei,
dass alle Kinder gleichzeitig ih-
remNiveau entsprechend lernen
könnten, «ohne dass die anderen
gleich sehen, dass der oder die
vielleicht eine einfachere Aufga-
be bekommen hat». Für die Leh-
rerin ist entscheidend, dass die
Mischung zwischen digital und
analog gesund ist. Denn: «Spä-
ter müssen sie auch mit beidem
umgehen können.»

Manchmal überlässt sie auch
den Kindern die Wahl: «Ich zei-
ge allen, wie sie Karteikarten
machen können. Aber wenn je-
manddieWörtermit derApp bes-
ser lernt, darf er das.Am Schluss
müssen es einfach alle können.»

Auch Philippe Wampfler will
nicht in die alte Welt zurück:

«Viele Apps sind reich an Visu-
alisierungen, fördern das ma-
thematische Denken oder re-
gen an, beispielsweise spannen-
de geometrische Konstruktionen
zumachen.» Die Basis dafür sei,
zuerst das Geodreieck und den
Zirkel in die Hand zu nehmen.

«Sehr dosiert eingesetzt»
Der Bildungsbericht zeigt, dass
einTrend zumehrDigitalisierung
an den obligatorischen Schulen
erkennbar ist, dass aber die Nut-
zung der digitalen Geräte insge-
samt nicht sehr intensiv ist und
in den letzten Jahren nur gering-
fügig zugenommenhat. In Stefan
WoltersWorten: «In der Schweiz
werden die digitalen Lehrmittel
noch sehr dosiert eingesetzt.»
Geschätzt sind rund 80 Prozent
der Lehrmittel analog oder hyb-
rid – also auf Papier mit digita-
len Elementen. Rund 20 Prozent
sind voll digital.

Fürprivate ZweckewerdenGe-
räte deutlich öfterhervorgenom-
men: 3 Prozent derSchülerinnen
und Schüler nutzen das Smart-
phone in der Schule, 80 Prozent
zu Hause.

Wampfler bezweifelt, dass
Lern-Apps allein den Rückstand
von Knaben beseitigen würden:
«Die Ursachen für Unterschiede
beimNiveau sind komplex.Wirk-
lich ändern würde sich wohl nur
etwas, wenn die Leistungserhe-
bungwie Prüfungen auch dieAr-
beit in digitalen Lernumgebun-
gen erfassenwürde.»

Auch Cosandey ist kritisch:
«Ich glaube, der Lernerfolg mit
digitalen Medien hängt vom
Lerntyp ab. Mein ältester Sohn
beispielsweise druckt sich alle
Texte aus, die er im Gymi in di-
gitaler Form bekommt, damit er
auf dem Papier seine Notizen
machen kann und den Über-
blick behält.»

Wolter sagt: «Ob digitale Mit-
tel stärker zumEinsatz kommen
sollten, würde ich jetzt nicht sa-
gen wollen, aber der Umstand,
dass Buben mit digitalen Hilfs-
mitteln beim Lernenmehr Spass
haben, zeigt, dasswir den Buben
einMotivationselementwegneh-
men würden, wenn wir wieder
auf analog umschaltenwürden.»

Und was sagen Loris, Alain
undManuel? «Lernen soll lernen
bleiben. Gamen gamen.»

Lerngames sollen Buben in der Schule helfen
Digitalisierung Knaben geraten in der Schule gegenüber Mädchen häufiger ins Hintertreffen – gleichzeitig lernen sie motivierter
mit digitalen Tools. Können Lern-Apps helfen, den Leistungsrückstand aufzuholen? Ein Besuch im Klassenzimmer.

Die Sechstklässler Alain, Loris und Manuel (v.l.) lernen gern mit Lerngames – aber nicht in jedem Fach. Fotos: Christian Pfander

Fabienne Cosandey unterrichtet
die sechsteKlasse inSelzach SO.

Moutier DerWechsel vonMoutier
vom Kanton Bern zum Kanton
Jura zieht eine Anpassung der
nationalen Bodenstatistik nach
sich. Der Bund hat die Anteile an
Fruchtfolgeflächen zwischen den
Kantonen Bern und Jura offiziell
neu zugeordnet. Die Verantwor-
tung für 76 Hektaren Ackerbö-
den geht vom Kanton Bern auf
den Kanton Jura über. Wie aus
der gestern im Bundesblatt ver-
öffentlichten Verfügung hervor-
geht, reduziert sich das Berner
Kontingent auf 82’049 Hektaren,
während der jurassische Anteil
auf 15’076 Hektaren ansteigt.

Fruchtfolgeflächen dienen der
langfristigen Sicherstellung der
Ernährungssicherheit in Krisen-
zeiten. (SDA)

Kantonswechsel:
Konsequenzen für
Fruchtfolgeflächen

Der 82-jährige Rudolf Strahm
setzt in einem Interviewmit der
NZZ zu einerGeneralabrechnung
mit der Zuwanderungspolitik
seiner Partei an. Der frühere SP-
Zentralsekretär und BernerNati-
onalratwirft der SPvor, «taktisch
unklug» mit der 10-Millionen-
Initiative der SVP umzugehen.
Die SP hätte statt eines «blan-
ken Neins» ihre Ablehnung mit
Bedingungen verknüpfen müs-
sen. Dazu zählten Massnahmen
gegen die Wohnungsnot oder
die Bekämpfung des Fachkräf-
temangels in der Pflege.

DieWarnung der Gegner,wo-
nach ein Ja zur Initiative zurKün-
digung der Personenfreizügig-
keit führe, hält Strahm für «leere
Angstmacherei». Wer die SVP-

Forderung nach einer Zuwande-
rungsbegrenzungmit «Chaosini-
tiative» bezeichne, ignoriere,dass
Menschen bis weit ins linke La-
ger über die hohe Zuwanderung
besorgt seien. Die SP verschwei-
ge und ignoriere diese Bedenken.

20 bis 40Prozent derBevölke-
rung hätten in den letzten zehn
Jahren nur an Kaufkraft einge-
büsst, weil Mieten, Krankenkas-
senprämien und Verkehrskosten
viel stärker gestiegen seien als
die Durchschnittsteuerung, sagt
der frühere Preisüberwacher.Das
hänge auchmit derZuwanderung
zusammen. Zu den Problemen
zählt Strahm zudem diemangel-
hafte Integrationvonanerkannten
Flüchtlingen indenArbeitsmarkt.
Die unter der früheren SP-Bun-

desrätin Simonetta Sommaruga
eingeführte Integrationsverein-
barung, mit der sich Asylsuchen-
de zum Erlernen einer Landes-
sprache und zur Beschäftigung
verpflichteten,sei toterBuchstabe.

«Nicht nachvollziehbar»
SP-Co-PräsidentCédricWermuth
warwegenFerienabwesenheit für
eineStellungnahmenicht erreich-
bar. Die SP hielt aber in einer Re-
aktion fest, der «Rundumschlag
von Rudolf Strahm in Sachen
Kaufkraft» sei «nicht nachvoll-
ziehbar». Die SP kämpfe mit ih-
ren Initiativen für tiefere Kran-
kenkassenprämien, bezahlbare
Mieten und faire Mindestlöhne.

Irritierend sei zudem, dass
Strahm den Initiativtext nicht

beim Wort nehme. Die Initiative
erzwinge die Kündigung der bi-
lateralen Verträge bereits, wenn
die Bevölkerung die Marke von
9,5 Millionen Personen erreiche.
Dann müsse der Familiennach-
zug eingeschränkt werden, was
mit dem Freizügigkeitsabkom-
menunvereinbarsei. In einerWelt
voller Kriege wäre eine solche
internationale Abschottung ein
brandgefährliches Experiment.

Strahm hat bereits vor zwölf
Jahren bei der Abstimmung über
die Masseneinwanderungsiniti-
ative der SVPVerständnis für die
Zuwanderungsskepsis gezeigt.Ob
er der SVP-Initiative zustimmt,
liess er damals wie heute offen.

Markus Brotschi

Rudolf Strahmwirft der SP Ignoranz vor
Zuwanderungspolitik Der Ex-Nationalrat kritisiert das «blanke Nein» zur SVP-Initiative.
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Jacqueline Büchi
und Alexandra Aregger

Geht es um den Kampf gegen
häusliche Gewalt, gehört die Zür-
cher Justizdirektorin Jacqueline
Fehr zu den pointiertesten Stim-
men im Land. Unter ihrer Füh-
rung testete der Kanton Zürich
eine elektronische Überwachung
von potenziellenTätern undOp-
fern oder ging mit einer Hotline
für Opfer voran.

Die 62-jährige SP-Politikerin,
die nächstes Jahr als Regierungs-
rätin abtritt, sagt im Gespräch,
warumsie im letztenHerbst beim
Bundesrat protestiert hat undwas
sie sich nunwünscht.

Frau Fehr, 34Menschen
wurden vergangenes Jahrvon
einer Person in ihrem nächsten
Umfeld getötet, diemeisten
Opferwarenweiblich.Was
macht diese Zahlmit Ihnen?
Ich bin erschüttert und auch et-
was ratlos. Man darf nicht ver-
gessen, dass es neben den 34To-
desopfernnochmehrereHundert
unvollendeteTötungsdelikte gab.
DieseOpferbleibenmeist schwer
verletzt und häufig lebenslang
beeinträchtigt zurück. Wir ha-
ben es mit einem riesigen gesell-
schaftlichen Problem zu tun, auf
das wir trotz aller Bemühungen
noch nicht die richtigen Antwor-
ten gefunden haben.

Politisch ist das Thema der
Femizide in den letzten Jahren
in den Fokus gerückt.Warum
sinken die Opferzahlen nicht?
Weilwir noch nicht zumKern des
Problems vorgedrungen sind.
Über das Leben von anderen zu
verfügen, ist eine Anmassung,
die viel mit fehlenderGleichstel-
lung zu tun hat. Ich denke etwa
an die Tötungsdelikte im Alter,
bei denen ein betagter Mann
nicht nur sich, sondern auch
seine Ehefrau umbringt. Dahin-
ter steckt laut Fachpersonen oft-
mals ein zutiefst patriarchales
Weltbild – nämlich die Überzeu-
gung, dass eine Frau ohne ih-
ren Ehemann nicht weiterleben
kann und darf. Nur wenn unse-
re Gesellschaft alleMenschen als
gleichwertig akzeptiert,wird sich
etwas ändern. Diese Einsicht ist
noch nicht in allen politischen
Milieus angekommen.

Bund und Kantone haben
vor fünf Jahren eine
Roadmap verabschiedet,
um die häusliche Gewalt zu
bekämpfen. Offenbar bleiben
dieMassnahmen erfolglos.
Die Massnahmen, wie etwa ge-
meinsame Standards im Bedro-
hungsmanagement, sindwichtig.
Die ganze Gesellschaft muss er-
kennen, dass das Problem gross
ist undwir es nur gemeinsam lö-
sen können. Das dauert, auch in
der Verwaltung.

Die Einführung einer neuen
Kurznummer (142) fürOpfer
von häuslicher Gewalt
hat sichmehrfach verzögert.
Ganz ehrlich: Als letzten Herbst
bekannt wurde, dass sich die
Einführung der Hotline erneut
verschiebt, bin ich wahnsinnig
hässig geworden.

Aufwen?
Auf die Swisscom und das Bun-
desamt für Kommunikation. Die
Forderung nach einer dreistelli-
gen Telefonnummer gibt es seit
mindestens zehn Jahren. Es geht
doch nicht, dassman als zustän-
diges Technologieunternehmen
oder als Behörde kurz vor Ein-
führung sagt: «Es ist viel kom-
plizierter, als wir gedacht ha-
ben.» Das heisst im Klartext: Sie
haben die Arbeiten zu spät ge-
startet und das Problem zu we-
nig ernst genommen.

Haben Sie sich beschwert?
Ja, ich habe allen drei zuständi-
gen Bundesräten geschrieben.
Die Swisscom rapportiert mir
seithermonatlich den Stand des
Projekts. Die Sache ärgert mich

besonders, weil es ein Muster
ist:Wennman nicht unglaublich
energisch auftritt, dann tendie-
ren die Behörden dazu, das The-
ma häusliche Gewalt nach hinten
zu schieben. Eigentlich müss-
te das Thema ganz oben auf der
Agenda stehen. Durch die häus-
liche Gewalt sterben hierzulan-
demehrMenschen als durch alle
anderen Tötungsdelikte.

Kommt die Hotline nun
wie versprochen imMai?
Davon gehe ich aus.

DerKanton Zürich ist bereits
imNovembermit einer eigenen
Helpline gestartet.Welche
Erfahrungenmachen Sie?
Die Hotline wird rege genutzt,
obwohl ihreTelefonnummer län-

ger und damit komplizierter ist
als die geplante Kurznummer.
Wir sehen, dass eine Nachfrage
da ist, gerade auch in der Nacht.
Offenbar fassen viele Frauen
dann den Entschluss, sich Hilfe
zu holen. Sei es,weil sie zurRuhe
kommen oderweil sie ungestört
telefonieren können, wenn der
Partner schläft.

DerKanton Zürich hat
auch getestet,was es bringt,
die gewaltausübende Person
und das Opfer elektronisch
zu überwachen.Welche
Erkenntnisse brachte
das Projekt?
Weil der Versuch auf den Kan-
tonZürich beschränktwar, konn-
ten wir nicht viele Fälle beglei-
ten. Wenn das Electronic Mo-
nitoring an der Kantonsgrenze
endet,nützt eswenig.DerSchlüs-
selwäre eine nationale elektroni-
scheÜberwachung.Dass ein sol-
ches Systemetwas bringt,wissen
wir aus Spanien, wo es seit Jah-
ren erfolgreich angewandt wird.

Zeichnet sich denn
eine nationale Lösung ab?
DerVerein ElectronicMonitoring
ist daran, eine gemeinsameÜber-
wachungszentrale zu schaffen
unddasProjekt gesamtschweize-
risch auszurollen.Bundesrat Beat
Jans will das Projekt vonseiten
des Bundes unterstützen. Über-
zeugungsarbeit braucht es sicher
noch beim einen oder anderen
Polizeikorps. Viele haben Angst,
dass ihnen ein Auftrag überge-
benwird, den sie gar nicht erfül-
len können. Damit die Polizeien
im Ernstfall rechtzeitig vor Ort
sein können,müssen die Rayon-
verbote ausgeweitetwerden. Der
Täter muss also einen grösseren
Abstand zum Opfer einhalten.

Nicht in allen Kantonen hat
das Thema gleiche Priorität.
Macht Sie daswütend?
BeimeinenKolleginnen undKol-
legen aus anderenKantonen spü-
re ich ein grosses Engagement.
Wütend bin ich auf jene Ge-
samtregierungen und Kantons-
parlamente, die das Sparen zum
höchsten Staatszweck erkoren
haben. Sieweigern sich konstant,
für die Umsetzung derMassnah-
men zum Schutz vor häuslicher
und geschlechtsspezifischer Ge-
walt die nötigen finanziellenMit-
tel zu sprechen. Dabei wären die
Beträge durchaus zu stemmen:
In den Kantonen macht der ge-
samte Sicherheitsbereich einen
einstelligen Prozentbereich des
Gesamtbudgets aus.

Geht es denn tatsächlich um
Geld oder um etwas anderes?
Finanzielle Gründe geben den
Ausschlag. Dazu kommen welt-
anschauliche Differenzen. Gera-
de in ländlichen Gegenden hört
man oft: «Das ist ein Thema der
Städte, bei uns gibt es dieses Pro-
blem nicht.» Dabei wissen wir,
dass häusliche Gewalt gerade
in diesen eher abgeschlossenen
Milieus sehr präsent ist, immer
schon sehr präsent war.

Sie kritisierten vor einem Jahr,
dass andere Kantone zuwenig
Plätze in Frauenhäusern

bereitstellen.Hat sich
die Situation verbessert?
Die Gespräche laufen, abermeine
Geduld ist strapaziert.Weiterhin
sind 40 Prozent der Schutzplät-
ze im Kanton Zürich von Frauen
und Kindern aus anderen Kan-
tonen belegt. Diese Plätze feh-
len dann für unsere eigene Be-
völkerung.GewisseNachbarkan-
tone argumentieren, sie seien zu
klein, um genügend Diskretion
für ein Frauenhaus zu gewähr-
leisten. Das Mindeste wäre bei
dieser Haltung, dass die Kanto-
ne die vollen Kosten für die Plät-
ze übernähmen, damit wir zu-
sätzliche Betten aufbauen kön-
nen. Ich bin froh, dass jetzt im
KantonThurgau die Bevölkerung
von derRegierungTaten fordert.

Müsste der Bund aktiver sein?
Rückblickend wäre es hilfreich
gewesen, der Bund hätte den
Kantonen schon früherMindest-
vorgaben gemacht, etwa zu den
Plätzen in Schutzhäusern. Im
Entwurf des neuenOpferhilfege-
setzes sind nun solcheVorgaben
drin. Ich halte dies für einwichti-
ges Instrument, umBlockaden in
Kantonen aufzubrechen.

Sie haben Spanien erwähnt.
Wasmacht das Land besser?
Neben den konkreten Mass
nahmen beeindruckt mich das
überparteiliche Commitment.
Bei unswerden immernoch häu-
fig Alibidiskussionen geführt,
zum Beispiel, indem man häus-
liche Gewalt auf ein Ausländer-
problem reduziert.

Es ist eine Tatsache, dass
ausländische Personen bei der
häuslichen Gewalt als Täter und
Opfer überrepräsentiert sind.
Es gibt migrantische Gruppen,
in denen patriarchale Vorstellun-
gen nach wie vor stark ausge-
prägt sind und viele Männer sich
das Recht nehmen, über das Le-
ben ihrer Partnerin zu bestim-
men. Diese Tatsache bestätigt
meine Eingangsthese: Häusliche
und geschlechtsspezifische Ge-
walt haben ihren Ursprung im
Patriarchat.Wennwirdiese Form
vonGewalt jedochauf einAuslän-
derthema reduzieren, finden wir
keineAntwortenauf denFall Péli-
cot, auf dieTötungenvonSchwei-
zerinnen imSeniorenalter,auf die
Problematik der Deep-Fake-Por-
nos.Nochetwasbeschäftigtmich:
Häufig sind es dieMächtigendie-
serWelt,die einFrauen-undMän-
nerbild vermitteln, das unseren
Bemühungenexakt zuwiderläuft.

Sie denken an Donald Trump
oder ElonMusk?
Klar, ihre Rhetorik und ihr Han-
deln bleiben nicht ohne Folgen.
Eswerden Frauen aus dem ame-
rikanischen Militär verbannt. Es
werden Technologien entwi-
ckelt, die Pornografie fördern.
Es werden Begnadigungen aus-
gesprochen für Leute, die für
gröbste Verletzungen gegen die
sexuelle Integrität von Frauen
verantwortlich sind. Dies alles
durchweisse Männer ohneMig-
rationshintergrund. Das hat na-
türlich eine Wirkung auf junge
Menschen, die ihren Platz in die-
serWelt suchen.

«Nurwenn unsere Gesellschaft alle Menschen als
gleichwertig akzeptiert, wird sich etwas ändern»
Jacqueline Fehr Alle zwei Wochen tötet hierzulande ein Mann seine Partnerin oder eine Angehörige.
Die Zürcher Justizdirektorin sagt, was sie an der Femiziddebatte stört – und weshalb sie sich gleich bei drei Bundesräten beschwerte.

«Durch
häusliche Gewalt
sterben hierzulande
mehrMenschen als
durch alle anderen
Tötungsdelikte.»

«Trumps Rhetorik und sein Handeln bleiben nicht ohne Folgen»: Jacqueline Fehr. Foto: Moritz Hager


